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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

BK 1189/49 (EI) Bonn, den ii. März 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf e i n e s G e s e t z e s über dieAner- 
kennung freier Ehen rassisch und po- 
litisch Verfolgter 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner Sitzung am 10. Februar 1950 
auf Grund des Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zu der Ge- 
sctzcsvorlage nach der Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Bundesregierung ist mit den Änderungsvorsdilägen des Bundes- 
rates einverstanden. 


Dr. Adenauer 


Otuck: fionner Ünlversitäts-Uuchdruckerel Gebr. acheur, fiotifi 
Alleln-'Vertrleb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 10 
und Wiesbaden. Nletzschestr. 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Anerkennung freier Ehen rassisch und politisch 

Verfolgter 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Haben Verlobte, denen aus rassischen Gründen die standes- 
amtliche Eheschließung unmöglich gemacht worden war, dessen 
ungeachtet den Entschluß, eine dauernde Verbindung einzugehen, 
durch Erwirken einer kirchlichen Trauung, durch Erklärung vor 
den Angehörigen oder auf andere Weise ernstlich bekundet, so 
kann der Landesjustizminister, in der Hansestadt Hamburg die 
Senatskommission für die Justizverwaltung, wenn der Tod des 
einen Teils die Nachholung der standesamtlichen Eheschließung 
verhindert hat, der Verbindung die Rechtswirkungen einer ge- 
setzlichen Ehe zuerkennen. Hierbei ist der Tag festzusetzen, 
welcher als Tag der Eheschließung zu gelten hat. 

(2) Ist die standesamtliche Eheschließung vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes nachgeholt worden, so kann der Landesjustizminister, in 
der Hansestadt Hamburg die Senatskommission für die Justizver- 
waltung, wenn dies zur Wiedergutmachung eines Schadens erfor- 
derlich ist, bestimmen, daß die Wirkungen der Eheschließung 
schon von einem früheren Zeitpunkt an als eingetreten gelten. 
Dies gilt entsprechend, wenn die Abwesenheit eines Teiles die 
Nachholung der standesamtlichen Eheschließung bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes verhindert hat und die standesamtliche 
Eheschließung binnen 6 Monaten nach Wegfall des Hindernisses 
nachgeholt wird. Ein bloßer Vermögensschaden ist nur zu be- 
rücksichtigen, wenn er nach den Verhältnissen der Beteiligten 
erheblich ist. 

(3) Eine Anordnung nach Absatz 1 und 2 hat keine Rechtswir- 
kung für das eheliche Güterrecht. 

§ 2 

(1) Antragsberechtigt sind im Falle des § 1 Absatz 1 der über- 
lebende Verlobte, im Falle des § 1 Absatz 2 beide Ehegatten ge- 
meinsam oder, falls ein Ehegatte verstorben ist, der andere 
Ehegatte. 

(2) Der Antrag kann nur binnen eines Jahres nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, von einem Kriegsgefangenen und seinem Ehe- 
gatten binnen eines Jahres nach der Rückkehr aus der Gefangen- 
schaft, gestellt werden. Ist im Falle des § 1 Absatz 1 der eine 
Verlobte verschollen, so kann der andere Verlobte den Antrag 
binnen eines Jahres nach der Todeserklärung oder der Feststel- 
lung des Todes stellen. 

(3) Für die Anordnung ist die Landesjustizverwaltung zuständig, in 
deren Bereich der Antragsteller zur Zeit des Antrags seinen 
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Wohnsitz hat. Haben die Ehegatten keinen gemeinsamen Wohn- 
sitz, so ist der Wohnsitz des Ehemannes maßgebend. 

(4) Für das Verfahren werden keine Gebühren erhoben. 

§ 3 

Die Bestimmungen der §§ 1, 2 gelten sinngemäß für die 
außergesetzliche Verbindung eines politisch Verfolgten, sofern 
dieser wegen der Verfolgung unter falschem Namen, verborgen 
oder in sonstiger Weise außerhalb der bürgerlichen Ordnung lebte 
und hierdurch an der standesamtlichen Eheschließung gehindert 
war. 


§ 4 

Die §§ 1 bis 3 gelten nicht in den Ländern Bayern, Bremen, 
Hessen und Württemberg-Baden. Hat der Antragsberechtigte 
seinen Wohnsitz in einem dieser Länder und macht er glaubhaft, 
daß er ohne sein Verschulden verhindert war, den Antrag binnen 
der in den landesrechtlichen Vorschriften über die Anerkennung 
freier Ehen rassisch und politisch Verfolgter bestimmten Frist zu 
stellen, so kann er den Antrag binnen 3 Monaten nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes stellen. 
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Begründung 


Durch die nationalsozialistische Gesetzgebung (§ 4 des Ehe- 
gesetzes vom 6. Juli 1938 — RGBl. I S. 807 — in Verbindung 
mit § 1 des „Gesetzes zum Schutze des deutschen Blutes und der 
deutschen Ehre“ vom 15. September 1935 — RGBl. I S. 1146 — 
und §§ 2, 3, 4, 6 der Ersten Verordnung zur Ausführung dieses 
Gesetzes vom 14. November 1935 — RGBl. I S. 1334 — in der 
Fassung der Änderungsverordnung vom 16. Februar 1940 — RGBl. 
1 S. 394 — ) war die bürgerliche Eheschließung zwischen be- 
stimmten Personengruppen aus „rassischen Gründen“ entweder 
mit der Folge der Nichtigkeit verboten oder ohne bürgerlich- 
rechtliche Folge im Falle der Zuwiderhandlung unzulässig oder 
von einer staatlichen Genehmigung abhängig gemacht. Diese dem 
Recht widersprechenden Bestimmungen veranlaßten vielfach die 
von ihnen betroffenen Verlobten, wenn sie eine dauernde Lebens- 
gemeinschaft aufnehmen wollten, an Stelle der ihnen immöglich 
gemachten standesamtlichen Eheschließung eine außergesetzliche 
Verbindung einzugehen. 

Auch Personen, die wegen politischer Verfolgung durch die 
nationalsozialistischen Staats- oder Parteistellen unter falschem 
Namen, verborgen oder in sonstiger Weise außerhalb der bürger- 
lichen Ordnung lebten, waren oft tatsächlich gehindert, eine stan- 
desamtliche Ehe zu schließen. Um sich nicht der Verfolgung preis- 
zugeben, haben auch diese in vielen Fällen einen Ausweg in der 
außergesetzlichen Verbindung mit ihrem Verlobten gesucht. 

Es würde den herrschenden sittlichen Auffassungen und der 
bestehenden Rechtsordnung widersprechen, wenn außergesetz- 
liche Verbindungen grundsätzlich in ihren rechtlichen Wirkungen 
der bürgerlichen Ehe gleichgesetzt würden. Es muß daher an dem 
Grundsatz festgehalten werden, daß nur eine solche Verbindung 
als bürgerliche Ehe anzuerkennen ist und die rechtlichen Wirkun- 
gen einer Eheschließung hat, welche in gesetzlicher Form vor 
einem Standesbeamten unter ausdrücklicher Zustimmung beider 
Verlobten geschlossen ist. 

Die außergewöhnlichen Zustände unter der nationalsozialistischen 
Regierung und in der Zeit kurz nach dem Zusammenbruch der 
staatlichen Ordnung machen es jede h notwendig, von diesem 
Grundsatz in besonderen Fällen Ausnahmen zuzulassen. Dies ist 
in einigen Teilen des Bundesgebietes für gewisse Fälle bereits 
durch Vorschriften über die Heilung von Formmängeln bei Ehe- 
schließungen (VO des Zentral-Justizamts für die Britische Zone 
vom 13. August 1948 — VOBIBZ. S. 238 — Bayerisches Gesetz 
vom 14. März 1949 — GVBl. S. 59 — , Bremisches Gesetz vom 7. 
April 1949 — GBl. S. 64 — , Hessisches Gesetz vom 21. Februar 
1949 — GVBl. S. 21 — , Württemberg-Badisches Gesetz vom 3. 
März 1949 — RegBl. S. 45 — ) und durch Vorschriften über die 
Rechtswirkungen der nachträglichen Eheschließung(Verordnungdes 
Zentral-Justizamts für die Britische Zone vom 13. August 1948 
— VOBIBZ. S. 237 — Rheinland-Pfälzisches Gesetz vom 24. Fe- 
bruar 1949 — GVBl. S. 81 — ) geschehen, die für die außergesetz- 
lichen Verbindungen rassisch und politisch Verfolgter jedoch nur 
in Ausnahmefällen von Bedeutung sind. 

Nach Aufhebung des „Blutschutzgestzes“ und im Hinblick auf 
die Verwerflichkeit der Verfolgungsmaßnahmen ist es ein Gebot 
der Gerechtigkeit, die durch diese Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Familienrechts hervorgerufenen Nachteile soweit wie möglich 
wieder auszugleichen und zu diesem Zweck eine Ausnahme von 
dem oben erwähnten Grundsatz zu machen. Daher sind bereits in 
einigen Ländern des Bundesgebietes Gesetze über die Anerken- 
nung freier Ehen rassisch und politisch Verfolgter erlassen, näm- 
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lieh in Bayern durch Gesetz vom 31. Dezember 1947 — GVBl. 
1948 S. 2 - — , in Bremen durch Gesetz vom 3. Januar 1948 — GBL 
S. 7 — , in Hessen durch Gesetz vom 3. Januar 1948 — GVBL S. 
17 — und in Württemberg-Baden durch Gesetz vom 12. Januar 
1948 — • RegBl. S. 17 — . Ähnliche Bestimmungen sind in Groß- 
Berlin durch Gesetz vom 13. Oktober 1949 (VOBL S. 369) getroffen. 
Es erscheint nunmehr geboten, gleichartige Bestimmungen auch 
für die übrigen Länder des Bundesgebietes zu erlassen, wie es 
bereits seit längerer Zeit geplant war. Ein Bedürfnis hierfür ergibt 
sich auch aus einer großen Zahl von Eingaben der Betroffenen. 

Da die Anerkennung einer freien Ehe sich auf die Rechtsver- 
hältnisse der Beteiligten nicht nur innerhalb des Landes, in dem 
die Anerkennung ausgesprochen wird, sondern in allen Ländern 
des Bundesgebietes auswirkt, müssen ihre Voraussetzungen und 
ihre Wirkungen im gesamten Bundesgebiet einheitlich geregelt 
werden. Diese Einheit wird dadurch bergestellt, daß die in den 
Ländern Bayern, Bremen, Hessen und Württemberg-Baden gelten- 
den Bestimmungen auf die übrigen Länder des Bundesgebietes er- 
streckt werden. 

Zu den einzelnen Bestimmungen ist folgendes zu bemerken: 

Zu § 1 

Die Vorschrift soll die Anerkennung der freien Ehen rassisch 
Verfolgter regeln. Von der Anerkennung sollen diejenigen Fälle 
ausgeschlossen sein, in denen einer der Beteiligten oder beide Be- 
teiligte gar nicht die Absicht gehabt haben, eine standesamtliche 
Ehe zu schließen, oder diese Absicht später aufgegeben haben. 
Nach § 1 kommt daher eine Anerkennung der Verbindung als 
gesetzliche Ehe nur in den Fällen in Betracht, in denen entweder 
der Tod des einen Teiles die standesamtliche Eheschließung ver- 
hindert hat (Absatz 1) oder die standesamtliche Eheschließung 
nach Wegfall der Hindernisse nachgeholt worden ist (Absatz 2). 

a) Absatz 1 Satz 1 bestimmt die Voraussetzungen, unter denen 
der durch den Tod gelösten Verbindung die Rechtswirkungen einer 
gesetzlichen Ehe zuerkannt werden können. Der Entschluß 
beider Beteiligten, eine dauernde Verbindung einzugehen, muß 
anderen gegenüber ernstlich bekundet sein und zur Zeit des 
Todes des einen Teiles noch fortbestanden haben. Ob die Vor- 
aussetzungen gegeben sind, hat die Behörde zu prüfen, welche 
über die Anerkennung entscheidet. Dabei ist das gesamte Ver- 
halten der Beteiligten während der Dauer ihrer Verbindung 
zu würdigen. Über die Einstellung des Verstorbenen zu der 
eingegangenen Verbindung werden in diesem Zusammen- 
hang oft seine letztwilligen Verfügungen Aufschluß geben 
können. 

Werden der Verbindung die Rechtswirkungen einer gesetz- 
lichen Ehe zuerkannt, so sollen alle Rechtswirkungen der Ehe 
mit Ausnahme der güterrechtlichen von dem Tage an ein- 
treten, der bei der Anerkennung festgesetzt wird (§ 1 Absatz 1 
Satz 2), insbesondere die Wirkungen für die persönliche 
Rechtsstellung der Frau, für die erbrechtlichen und versor- 
gungsrechtlichen Ansprüche beider Teile sowie für die per- 
sönliche Rechtsstellung der aus der Verbindung hervorgegan- 
genen Kinder. Die Bedenken, die gegen diese Regelung hin- 
sichtlich der erbrechtlichen Wirkungen in besonders gelagerten 
Fällen erhoben werden könnten, müssen zurücktreten hinter 
die Notwendigkeit, die materielle Rechtseinheit mit den Län- 
dern des Bundesgebietes zu wahren, in denen bereits gleich- 
artige Regelungen eingeführt sind. Güterrechtliche Wirkungen 
sollen mit der Anerkennung nicht verbunden sein (Absatz 3), 
weil sich aus einer Rückwirkung des Güterrechts auf frühere 
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Verfügungen der Beteiligten, insbesondere der Frau, schwer 
lösbare rechtliche Verwirrungen ergeben würden. 

b) Ist die standesamtliche Eheschließung nachgeholt worden, so 
ist dadurch bereits ein wesentlicher Teil der Nachteile, welche 
den Beteiligten durch die vorherige Verhinderung der Ehe- 
schließung entstanden waren, für die Zukunft beseitigt. Die 
Bestimmung, daß die Rechtswirkungen der nachgeholten Ehe- 
schließung schon von einem früheren Zeitpunkt als dem der 
standesamtlichen Trauung an als eingetreten gelten, erscheint 
daher nur gerechtfertigt, wenn dies zur Wiedergutmachung 
eines erheblichen Schadens erforderlich ist. Während nicht- 
vermögensrechtiiche Schäden stets als erheblich anzusehen 
sind, soll bei einem Schaden, der lediglich vermögensrecht- 
licher Natur ist, dessen Erheblichkeit nach den Verhältnissen 
der Beteiligten besonders geprüft werden. Dabei ist daran ge- 
dacht, daß ein verhältnismäßig geringfügiger Schaden, der z. 
B. durch die Besteuerung nach den für Unverheiratete gelten- 
den Steuersätzen entstanden ist, für die in ihrer Wirkung w^eit- 
greifende Bestimmung nacli § 1 Absatz 2 nicht genügen soll. 

Die Wirkungen der Bestimmung nach § 1 Absatz 2 sind im 
Entwurf ebenso geregelt wüe die der nachträglichen Aner- 
kennung nach § 1 Absatz 1. Auch im Falle des § 1 Absatz 2 
tritt also für die Zeit vor der standesamtlichen Eheschließung 
keine Rechtswirkung für das eheliche Güterrecht ein (Absatz 
3). Der gesetzliche Güterstand gilt demnach als zunächst nicht 
eingetreten, das Vermögen der Verlobten bleibt bis zur nach- 
träglichen Eheschließung völlig getrennt. 

Die nur die güterrechtlichen Verhältnisse ausschließonden 
weitgehenden Rechtswirkungen sollen auch in dem Fall ein- 
treten, in dem eine nachträgliche (postmortale) Eheschließung 
im Sinne der erwähnten, in einigen I.,ändern des Bundes- 
gebietes geltenden Vorschriften über die Rechtswirkungen der 
nachträglichen Eheschließung Gegenstand der Bestimmung 
nach § 1 Absatz 2 ist. In diesem Fall hat die Bestimmung nach 
§ 1 Absatz 2 also zur Folge, daß die beschränkten Rechts Wir- 
kungen der nachträglichen (postmortalen) Eheschließung rück- 
wirkend erweitert werden. 

§ 1 Absatz 2 Satz 2 regelt die Anerkennung für den Son- 
derfall, daß die Abwesenheit eines Teiles die Nachholung der 
standesamtlichen Eheschließung bis zum Inkrafttreten des Ge- 
setzes verhindert hat. Diese Bestimmung ist insbesondere mit 
Rücksicht darauf erforderlich, daß die Entlassung der Kriegs- 
gefangenen noch nicht abgeschlossen ist. 

c) Die Zuständigkeit für die Entscheidungen soll bei den Landes- 
justizministerien, in Hamburg bei der Senatskommission für 
die Justizverwaltung, liegen. 

Zu § 2: 

Die in § 1 vorgesehenen Anordnungen können nur getroffen 
werden, wenn ein Antrag gestellt wird, § 2 regelt das Antrags- 
recht. 

Da zu einer Eheschließung die Erklärung beider Verlobten, die 
Ehe miteinander eingehen zu wollen, erforderlich ist, muß das An- 
tragsrecht für die Anerkennung der freien Ehe so geregelt w^erden, 
daß auch sie nicht ohne Einverständnis der lebenden Verlobten 
oder Gatten erfolgen kann. Deshalb wird das Antragsrecht in den 
Fällen des § 1 Absatz 1 dem Verlobten, in den Fällen des § 1 Ab- 
satz 2 den Ehegatten Vorbehalten und keine Möglichkeit ge- 
schaffen, das Dritte den Antrag auf Anerkennung stellen können. 
Daraus folgt, daß auch die aus der freien Verbindung hervor- 
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gegangenen Kinder kein Antragsrecht haben. Sind beide Eltern 
verstorben, so erscheint eine genügende Klärung, ob ihre Verbin- 
dung als eine freie Ehe anzusehen war, nicht mehr möglich. So- 
lange aber ein Elternteil lebt, verdient das Interesse eines Kindes 
daran, durch Anerkennung der freien Ehe die rechtliche Stellung 
eines ehelichen Kindes zu erlangen, gegenüber dem Interesse des 
lebenden Elternteils, als unverheiratet zu gelten, keine bevorzugte 
Berücksichtigung. Daher ist es nicht angebradit, den aus der 
freien Verbindung hervorgegangenen Kindern ein Antragsrecht 
zu gewähren. 

Damit in möglichst kurzer Zeit endgültig über die Rechtswir- 
kungen der außergesetzlichen Verbindung der Verfolgten Klarheit 
geschaffen wird, ist in § 2 Absatz 2 eine zeitliche Grenze für die 
Antragstellung gesetzt. Dabei sind die Sonderfälle, daß einer der 
in freier Ehe miteinander Verbundenen in Kriegsgefangenschaft 
oder verschollen ist, besonders geregelt. 

Zu § 3: 

Diese Vorschrift soll die Anerkennung der außergesetzlichen 
Verbindung eines politisch Verfolgten mit seinem Verlobten 
regeln. Da hier gesetzliche Hindernisse der Eheschließung nicht 
entgegengestanden haben, mußten für diesen Fall, der im übrigen 
entsprechend den in § 1 behandelten Fällen der rassisch Verfolg- 
ten geregelt werden soll, die Voraussetzungen für die Wiedergut- 
machung besonders bezeichnet werden. § 3 sieht als Vorausset- 
zung vor, daß der politisch Verfolgte wegen der Verfolgung außer- 
halb der bürgerlichen Ordnung lebte und hierdurch an der stan- 
desamtlichen Eheschließung gehindert war. Als Hauptbeispiele sind 
die Fälle erwähnt, daß der Verfolgte unter falschem Namen gelebt 
oder sich verborgen gehalten hat. 

Zu § 4: 

Da in den Ländern Bayern, Bremen, Hessen und Württemberg- 
Baden die nach den dort geltenden Bestimmungen festgelegte ein- 
jährige Antragsfrist in den Regelfällen bereits abgelaufen ist und 
da es aus den zu § 2 Absatz 2 ausgeführten Gründen nicht er- 
wünscht ist, die Antragsfrist in diesen Ländern allgemein vieder 
zu eröffnen, erschien es zweckmäßig, den Geltungsbereich der §§ 
1 bis 3 auf diejenigen Länder des Bundesgebietes zu beschränken, 
die noch keine gleichartige Regelung getroffen haben. 

In Satz 3 ist eine Sonderbestimmung für die Länder Bayern, 
Bremen, Hessen und Württemberg-Baden getroffen, die sich da- 
durch als notwendig ergeben hat, daß die landesrechtlichen Vor- 
schriften über die Anerkennimg freier Ehen rassisch und politisch 
Verfolgter in den Kreisen der Verfolgten nicht überall rechtzeitig 
bekannt geworden sind. 
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Anlage 2 


Stellungnahme 

des Deutschen Bundesrates zu dem Gesetzentwurf 


Der Deutsche Bundesrat hat in seiner 13. Sitzung am 10. Fe- 
bruar 1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zu dem 

Entwurf eines 

Gesetzes über die Anerkennung freier Ehen 
rassisch und politisch Verfolgter 

Stellung genommen und folgende Änderungen vorgeschlagen : 

Im § 1 Absatz 1 Satz 1 und in § 1 Absatz 2 Satz 1 sind an 
die Stelle der Worte: 

„der Landesjustizminister, in der Hansestadt Hamburg die 

Senatskommission für die Justizverwaltung“ 
die Worte : 

„die Landesjustizverwaltung“ 
zu setzen. 

2. In § 1 Absatz 2 Satz 2 sind nach dem Wort ..AbwesenheW nach 
einem Komma die Worte'. 

„insbesondere die Kriegsgefangenschaft“ zu setzen. 

3. In § 1 Absatz 2 letzter Satz muß es richtig heißen: 

„Ein bloßer Vermögensschaden ist nur zu berück- 
sichtigen . . .“. 0 

4. An die Stelle des § 2 treten als §§ 2 und J Jolgende Vorschriften : 

.§ 2 

(1) Die Anordnung nach § 1 Absatz 1 oder Absatz 2 ergeht 
nur auf Antrag. 

(2) Antragsberechtigt sind im Falle des § 1 Absatz 1 der über- 
lebende Verlobte, im Falle des § 1 Absatz 2 die Ehegatten 
gemeinsam oder, falls ein Ehegatte verstorben ist, der 
andere Ehegatte. 

(3) Der Antrag muß binnen eines Jahres nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes gestellt werden. 

(4) Abwesende, insbesondere Kriegsgefangene können den An- 
trag nach § 1 Absatz 1 noch binnen eines Jahres nach 
ihrer Rückkehr stellen. Im Falle des § 1 Absatz 2 genügt 
es, wenn sie und ihre Ehegatten den Antrag binnen 6 Mo- 
naten nach der Eheschließung stellen. 

(5) Im Falle der Todeserklärung oder der gerichtlichen Fest- 
stellung der Todeszeit eines Verlobten kann der andere 
Verlobte den Antrag nach § 1 Absatz 1 binnen eines Jahres 
nach der Todeserklärung oder der Feststellung der Todes- 
zeit stellen. 


b In dem dem Bundesrat übersandten Exemplar war ein Schreibfehler 
enthalten. An Stelle des Wortes „nur“ stand das Wort „nicht“. 
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(6) Sind beide Verlobte oder beide Ehegatten verstorben, so 
kann der Antrag von jedem gemeinschaftlichen Kind binnen 
der Fristen der Absätze 3 bis 5 gestellt werden. 

§ 3 

(1) Für eine Anordnung nach § 1 ist die Landesjustizverwal- 
tung zuständig, in deren Bereich der Antragsteller zur Zeit 
des Antrages seinen Wohnsitz hat. Haben die Ehegatten 
keinen gemeinsamen Wohnsitz, so ist der Wohnsitz des Ehe- 
mannes maßgebend. Hat keiner der Antragsberechtigten 
seinen Wohnsitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes, so ist 
die Senatskommission für die Justizverwaltung in Hamburg 
zuständig. 

(2) Für das Verfahren werden keine Gebühren erhoben.“ 

5. Der bisherige J 3 ivird §4. In dieser Vorschrift werden die 
Worte „Die Bestimmungen der §§ 1, 2“ durch die Worte „Die 
Bestimmungen der §§ 1 bis 3“ ersetzt. 

6. Der bisherige § 4 fällt fort, 

Begründung: 

Die Ausdehnung des Antragsrechtes auf Kinder aus eheähn- 
lichen Verbindungen rassisch und politisch Verfolgter wird in 
den Fällen für notwendig gehalten, in denen beide Eltern ver- 
storben sind. Im Zusammenhang hiermit erscheint es zweck- 
mäßig, die im Entwurf vorgesehene Beschränkung des Geltungs- 
bereiches auf die Länder der britischen und französischen Zone 
fallen zu lassen. Hieraus ergeben sich die Änderungsvorschläge 
zu Ziffern 1, 4 und 6. Die übrigen Änderungsvorschläge sind 
redaktioneller Bedeutung; Ziffer 3 stellt einen ofenbaren 
Schreibfehler richtig. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 
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